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Die griechische Parlamentswahl im Januar 2015 hat die Hitze der Debatte in der Eurokri-
sen-Politik noch um einige Grade erhöht. Die Rolle der Bundesregierung in der Griechen-
landpolitik stand dabei im Mittelpunkt der Berichterstattung im In- und Ausland. Der Titel 
des Nachrichtenmagazins Der Spiegel,  „Wie Europäer auf die Deutschen blicken:  The 
German Übermacht“, steht beispielhaft für einen bestimmten Tenor der Berichterstattung.1 
Der politische Streit wurde mit einer Schärfe geführt, die die rhetorischen Angriffe, die 
Nazi-Vergleiche,  die  Verunglimpfungen  und  die  Gereiztheit  im  deutsch-griechischen 
Verhältnis in den vergangenen Jahren noch in den Schatten stellte und zu eskalieren droh-
te.2 Die zunehmende Polarisierung ging mit einer Personalisierung einher, in der phasen-
weise die Finanzminister aus Athen und Berlin im Zentrum der Aufmerksamkeit standen.3 
Im Kern ging es um die Frage, ob und unter welchen Bedingungen Griechenland noch eine 
Zukunft  in der  Eurozone habe.  Das Schreckgespenst  eines  „Grexit“,  also des  Austritts 
Griechenlands aus der Eurozone, wurde als reale Option diskutiert. Durch die Personali-
sierung der Debatte entstand der Eindruck, dass die „Rettung“ Griechenlands kein gesamt-
europäisches Problem mehr sei, sondern ein bilaterales und allein von der Kompromissfä-
higkeit  der  deutschen  und  griechischen  Regierung  abhinge.  Im  Laufe  des  ersten 
Halbjahres, in dem sich die Lage zuspitzte, erfuhr die Debatte einen neuen Dreh: Es wurde 
im In- und Ausland verstärkt diskutiert,  welche geopolitischen Folgen ein Ausscheiden 
Griechenlands haben könne (etwa wenn Athen sich in Richtung Russlands oder Chinas 
bewege  und  dort  Geldgeber  finden  könnte)  oder  welches  europapolitische  Erbe  die 
Bundeskanzlerin hinterlassen würde, wenn in ihrer Amtszeit ein Land aus der Währungs-
union ausbrechen sollte.4 Aus dem Merkelschen Motto des Jahres 2010 „Scheitert  der 
Euro,  dann  scheitert  Europa“  wurde  2015  ein  „Scheitert  der  Euro,  scheitert  Angela 
Merkels Kanzlerschaft.“5

1 Der Spiegel: Wie Europäer auf die Deutschen blicken. The German Übermacht, 13/2015; die Fotomonta-
ge auf dem Titelbild – Angela Merkel im Kreise von Wehrmachtsoffizieren, die sich vor der Akropolis 
positioniert haben – hat breite Kritik erfahren.

2 Im Februar 2015  erschien in  der Syriza-Parteizeitung Avgi  eine  Karikatur,  die Wolfgang Schäuble in  
Wehrmachtsuniform zeigt, mit folgendem Text: Die Überschrift „Die Verhandlung hat begonnen“ verweist 
darauf, dass eine Verhandlung im Kreis der Eurofinanzminister den Hintergrund der Karikatur bildet. In 
den Sprechblasen Schäubles steht: „Wir bestehen darauf, Seife aus eurem Fett zu machen.“ Und: „Wir dis-
kutieren über Düngemittel aus eurer Asche!“; zitiert nach Der Spiegel: Letzte Ausfahrt Grexit, 9/2015,
S. 25. Die Karikatur hat in Regierungskreisen zu Verstimmung geführt, siehe Frankfurter Allgemeine Zei-
tung: Unmut über Karikatur, 14.2.2015; Parteichef Tsipras entschuldigte sich später für diese Karikatur.

3 Michael Martens: Griechenlands Schuldenkrise. Schäubles kleines Einmaleins, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, 12.2.2015.

4 International New York Times: Merkel faces pressure to guide E.U. in crisis, 7.7.2015.
5 Der Spiegel: Die Trümmerfrau: Scheitert der Euro, scheitert Merkels Kanzlerschaft, 28/2015.
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Griechenlandkrise – ein „Two-Level-Game“ für Deutschland?

In Athen wie in Berlin wurde die Haltung der Regierung und ihrer Spitzenpolitiker auch 
von der jeweiligen Innenpolitik bestimmt, also von Stimmungen und Meinungen in der 
Öffentlichkeit. Die deutsche Europapolitik (und dies gilt auch für alle anderen EU-Staaten) 
wurde dadurch zum „two-level game“.6 Das von Robert Putnam entwickelte Modell des 
„Zwei-Ebenen-Spiels“  unterstellt,  dass  Politiker,  die  Verhandlungen  auf  internationaler 
Ebene  führen,  mit  dem Dilemma konfrontiert  sind,  dass  außen-  und  europapolitische 
Entscheidungen  zu  einer  Problemlösung  führen  sollen,  solche  Lösungen  jedoch  nicht 
immer  innenpolitisch  die  notwendige  Unterstützung finden,  sodass  sie  als  Option  aus-
scheiden, da die Regierung andernfalls ihre Wiederwahl riskieren würde. Dies hat sich in 
der Vergangenheit beim Thema „Eurobonds“ gezeigt, die von der Bundesregierung kate-
gorisch ausgeschlossen wurden und damit  die möglichen Vor-  und Nachteile  gar  nicht 
mehr diskutiert wurden. Ähnliches wiederholte sich in der Frage, ob Schuldenerleichterun-
gen über den bisher  schon erreichten Stand hinaus für  Griechenland eine Möglichkeit 
wären, aus der Krise herauszukommen. Auch dies wurde von der deutschen Regierung 
kategorisch  abgelehnt  –  obwohl  etwa  die  französische  Regierung,  die  Europäische 
Kommission oder auch viele Ökonomen für einen solchen Schritt plädierten. 

Der Logik des „two-level game“ folgend werden alle Optionen vom Verhandlungstisch 
genommen beziehungsweise schon im Vorfeld aussortiert, die außerhalb eines bestimmten, 
von der Regierung definierten „win-set“ liegen. Will eine Regierung den innenpolitischen 
Vetospielern bestimmte Zugeständnisse schmackhaft machen, dann kann sie ihnen „side 
payments“ anbieten; dies hatte die Bundesregierung dadurch erreicht, dass sie von Anfang 
an auf der  Einbeziehung des  Internationalen Währungsfonds (IWF) in die Gruppe der 
Gläubigerinstitutionen  („Troika“)  beharrte  und damit  die  Öffentlichkeit,  aber  auch  die 
Skeptiker  in  den  eigenen  Reihen  zur  Annahme  der  unterschiedlichen  Rettungspakete 
bewegen konnte. Dies wiederholte sich auch bei dem im Juli 2015 verabschiedeten dritten 
Rettungspaket.

Ein Problem bei internationalen Verhandlungen liegt also darin, dass Außenpolitik und 
Innenpolitik unterschiedlichen Logiken folgen (können) und dies eine Einigung erschwert. 
Dies ist eine Erklärung dafür, dass sowohl die griechische wie auch die deutsche Regie-
rung als Hardliner auftreten und von ihren Positionen lange nicht abrücken wollten oder 
konnten. Die deutsche Regierung beharrte – unterstützt von anderen Eurostaaten – auf 
strengen Reformvorgaben, die nachprüfbar erfüllt sein müssen, ehe die finanzielle Unter-
stützung verlängert wird. Die griechische Seite hielt an ihren Wahlkampfversprechen fest 
und forderte ein Ende der Austeritätspolitik. Ein Kompromiss im Schuldenstreit  schien 
somit kaum möglich.7

Die deutsch-griechischen Beziehungen im Spiegel der Medien

Nicht nur für Syriza-Politiker und weite Teile der griechischen Bevölkerung und der Me-
dien waren Merkel und Wolfgang Schäuble die Personifizierung der verhassten Austeri-
tätspolitik, die zu massiven Einschnitten und sozialem Elend geführt hat. Auch der Koaliti-
onspartner von Syriza, die rechtspopulistische Partei der Unabhängigen Griechen (Anel), 

6 Robert Putnam: Diplomacy and Domestic Politics: The Logic of Two-Level Games, in: International Orga-
nization, 3/1988, S. 427-461.

7 Nikolaus  Blome/Martin  Hesse/Alexander  Neubacher/Christian  Reiermann/Michael  Sauga/Christoph 
Schult/Alexander Smoltczyk: Euro. Letzte Ausfahrt Grexit, in: Der Spiegel, 9/2015.
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griff die Bundesregierung und die Troika im Wahlkampf und danach immer wieder an: 
Panos Kammenos, der Vorsitzende von Anel, nannte Griechenland ein „besetztes Land“, 
dessen Regierungschef „seine Befehle von Merkel“ erhalte.  Deutschland wolle mithilfe 
der  Europäischen  Union  ein  „viertes  Reich“  durchsetzen.  Darüber  hinaus  schulde  die 
Bundesregierung der  griechischen  Bevölkerung noch Entschädigungszahlungen für  die 
Verbrechen während der Besatzung Griechenlands im Zweiten Weltkrieg; dies gelte ins-
besondere für eine Zwangsanleihe, die die Nationalsozialisten den Griechen damals aufge-
bürdet hätten.8 Auch von Syriza-Politikern wurde – in der Tradition der Vorgängerregie-
rungen  –  das  Thema  Entschädigungszahlungen  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Die 
Forderungen, die Austeritätspolitik zu stoppen, wurden von griechischen Medien, die der 
Tsipras-Regierung  nahestehen,  in  den  Monaten  nach  dem  Wahlsieg  unterstützt.  Die 
Bundesregierung versuchte zunächst, die rhetorischen Angriffe aus Athen ins Leere laufen 
zu lassen, indem bewusst sachlich reagiert wurde, um – so das offensichtliche Kalkül in 
Berlin – die aufgeheizte Stimmung in Griechenland und auch in Deutschland selbst nicht 
zusätzlich zu befeuern.  Das Nachrichtenmagazin Der Spiegel  beschrieb die Taktik der 
Kanzlerin so: „Zu den Paradoxien der Eurokrise“ gehöre es, dass Merkel, die „so viele 
Emotionen  in  Griechenland“  auslöse,  „meistens  gänzlich  unemotional  handelt“.9 Im 
Gegensatz dazu bezogen führende Medien in Deutschland von Anfang an eine kritische 
Position gegenüber der neuen Regierung in Athen: Der Spiegel fasste die weit verbreitete 
politische  Stimmung  in  Deutschland  in  einer  Titelgeschichte  so  zusammen:  „Europas 
Albtraum Alexis Tsipras: Der Geisterfahrer“. Im gleichen Heft findet sich jedoch auch ein 
Leitartikel, der – entgegen dem etwas reißerischen Titel – dazu aufruft, die „Rechthaberei“ 
in Deutschland zu beenden und einen für beide Seiten tragfähigen Kompromiss zu suchen; 
die  Deutschen  sollten  „Nachsicht  üben“.  Und weiter:  „Nichts  wäre  schlimmer  als  ein 
gegenseitiges Aufschaukeln der Populisten“ in Griechenland und in Deutschland, denn die 
Alternative für Deutschland lauere darauf, dass die EU-Politik scheitere.10 Andere Leit-
medien, wie etwa die Bild-Zeitung oder die Frankfurter Allgemeine Zeitung unterstützten 
in ihren Kommentarspalten eine „harte Haltung“ der Bundesregierung gegenüber Grie-
chenland und berichteten ausführlich – wie andere internationale Medien auch – über den 
persönlichen Habitus  und das  legere  Auftreten von Tsipras  und Yanis  Varoufakis.  Der 
Tenor der Berichterstattung lag häufig auf Empfehlungen, der griechischen Regierung und 
ihren Forderungen nach Schuldenerlass und anderen Erleichterungen nicht  nachzukom-
men. Stellvertretend dafür steht  eine Foto-Montage im Vorfeld des EU-Gipfels im Juli 
2015: Neben der Überschrift „Keine neuen Milliarden für Griechenland: Heute brauchen 
wir eine Eiserne Kanzlerin“ zeigte die Bild-Zeitung die Bundeskanzlerin Merkel mit einer 
Pickelhaube auf der Kopf.11

Die deutschen und die griechischen Medien haben ihren Beitrag dazu geleistet, dass die 
Frage nach der künftigen Euro-Krisenpolitik und die Ansätze, wie ein Ausscheiden Grie-
chenlands  aus  der  Eurozone  („Grexit“)  vermieden  werden  könne,  zu  einer  bilateralen 
Angelegenheit zwischen Berlin und Athen wurde. Zeitweise wurde der Eindruck vermit-
telt, als ob das Schicksal Europas in der Hand der beiden Finanzminister liege. Auf deut-
scher Seite kam Schäuble die Aufgabe zu, die Forderungen der Syriza-Regierung nach 

8 Der Spiegel: Europa. Der Wutgrieche, 6/2015, S. 21.
9 Der Spiegel: Europa. Der Wutgrieche, 6/2015, S. 21.
10 Dirk Kurbjuweit: Mit den Griechen leben, in: Der Spiegel, Nr. 6/2015, S. 12.
11 Bild: Keine neuen Milliarden für Griechenland: Heute brauchen wir eine eiserne Kanzlerin, 7.7.2015,  

S. 1.
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einem Schuldenerlass und einer Fortführung der finanziellen Unterstützung von Seiten der 
Gläubigerinstitutionen bei gleichzeitiger Beendigung der Verpflichtung zu Einsparungen 
und Reformen abzuwehren. Da bereits Ende Februar 2015 die Griechenland-Hilfe auslau-
fen würde und nur bei einer Einigung zwischen der Euro-Gruppe und der Regierung in 
Athen ein Staatsbankrott verhindert werden könnte, nahm die Debatte dramatische Züge 
an und glich einem politischen Poker, in dem beide Seiten den Eindruck erweckten, dass 
sie die besseren Karten in Händen halten würden. In dieser Zeit traten der griechische und 
der deutsche Finanzminister als die wichtigsten europapolitischen „Spieler“ auf. 

Nach einer Vorstellungsrunde in den EU-Staaten, von denen sich die griechische Re-
gierung  Unterstützung  in  ihrer  „Anti-Merkel-Politik“  versprach,  kam  der  griechische 
Finanzminister Varoufakis am Ende auch nach Berlin, um sich mit Schäuble zu treffen. 
Der Spiegel hat die Ausgangslage dieses Treffens so beschrieben: „Der eine ist griechi-
scher Ökonomieprofessor, immer bereit für theoretische Brillanz. Der andere ist deutscher 
Praktiker, nüchterner Jurist und skeptisch gegenüber allem, was glänzt.“12 Dass sich die 
Beziehungen zwischen beiden Politikern nicht einfach gestalten würden, war von Anfang 
an klar – bestätigt wurde dies nach dem ersten Treffen in Berlin an diesem 5. Februar  
2015.  Auf  die  im  Umgang  in  EU-Kreisen  ungewöhnliche,  aber  inhaltlich  zutreffende 
Bemerkung von Schäuble, sie seien „sich einig, dass wir uns nicht einig sind“, antwortete 
Varoufakis ganz undiplomatisch: „Was mich betrifft, waren wir uns nicht einmal darüber 
einig.“13

Im Kern ging es um die Frage, unter welchen Bedingungen das zweite Hilfsprogramm, 
das Ende Februar auslaufen sollte, fortgesetzt werden könnte. Schäuble forderte, wie an-
dere europäische Finanzminister auch, dass erst bei Vorlage einer entsprechenden Reform-
liste der griechischen Regierung die finanzielle Unterstützung fortgesetzt werden sollte. 
Legendär wurde der Spruch Schäubles vom 17. Februar: „Am 28., 24 Uhr isch over“.14 
Varoufakis hatte in einem Interview mit dem Spiegel wenige Tage zuvor die griechische 
Perspektive so dargestellt: „Griechenland wird sprichwörtlich unter Wasser gedrückt. Kurz 
vor dem Herzstillstand wird uns gestattet, ein paar Atemzüge zu nehmen. Dann drückt man 
uns wieder unter Wasser, und alles geht von vorne los.“15 Der griechische Finanzminister 
hatte zuvor schon in einem anderen Zusammenhang von „finanziellem Waterboarding“ 
gesprochen und deutlich gemacht, dass er die im US-Gefangenenlager Guantanamo einge-
führte Form der Folter als passendes Bild zur Beschreibung des Umgangs im Kreis der  
Euro-Staaten ansah. Aber auch der neue Regierungschef in Athen erregte mit seinen Äuße-
rungen  in  Berlin  und  anderswo  Unverständnis  und  Unmut.  Damit  war  offensichtlich 
geworden,  dass  der  Versuch  der  Athener  Regierung,  politische  Verbündete  gegen  die 
Bundesregierung und die vor allem ihr zugeschriebene Austeritätspolitik zu mobilisieren, 
gescheitert war. Als Tsipras Anfang März 2015 an die Adresse der spanischen und portu-
giesischen  Regierung  gewandt  behauptete,  diese  hätten  versucht,  die  Verhandlungen 
zwischen den Eurofinanzministern scheitern zu lassen und Griechenland zur „Kapitulati-
on“ zu zwingen, stellte sich das Berliner Finanzministerium vor Spanien und Portugal. Der 
Sprecher  Schäubles  verteidigte  die  spanische  und  portugiesische  Regierung gegenüber 
Athen und verurteilte den Stil, in dem die Kritik vorgebracht wurde: „Nach europäischen 

12 Der Spiegel: Sieg der Nüchternheit 10/2015, S. 6.
13 Süddeutsche  Zeitung:  Zitatesammlung.  Wolfgang  Schäuble/Alexis  Tsipras,  7./8.3.2015,  S.  9,  die  eine 

Sammlung von Zitaten der beiden Politiker veröffentlicht hat.
14 Süddeutsche Zeitung: Zitatesammlung. Wolfgang Schäuble/Alexis Tsipras, 7./8.3.2015, S. 9.
15 Süddeutsche Zeitung: Zitatesammlung. Wolfgang Schäuble/Alexis Tsipras, 7./8.3.2015, S. 9.
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Maßstäben war das ein sehr ungewöhnliches Foulspiel. Das tun wir nicht in der Eurogrup-
pe, das gehört sich nicht.“16

Als die griechische Regierung dann wieder die Frage deutscher Reparationszahlungen 
an Griechenland für die im Zweiten Weltkrieg begangenen Verbrechen aufbrachte, wurde 
dies als neuer Versuch angesehen, die Bundesregierung moralisch unter Druck zu setzen. 
Solche Forderungen wurden zwar auch von Vorgängerregierungen immer wieder auf die 
Tagesordnung gesetzt,  dieses Mal verfing der Schachzug aber noch weniger als in der 
Vergangenheit. Obwohl nach Ansicht deutscher und internationaler Historiker die griechi-
schen Forderungen – aufgrund der (geringen) Zahlungen früherer Bundesregierungen an 
Griechenland – berechtigt sind, verlief diese Debatte relativ schnell im Sande; nicht nur 
aus deutscher Sicht, sondern auch nach Überzeugung anderer EU-Staaten wurde diese – 
im Prinzip berechtigte Frage – zur Unzeit gestellt: Zum einen, weil sie als Junktim zu den 
aktuellen Forderungen Griechenlands nach einem Schuldenschnitt betrachtet wurde und 
zum anderen, weil diese Form der moralischen „Erpressung“ unter Partnern als unange-
messen betrachtet  wird.  Die Überlegungen und die Unterstützung, die die griechischen 
Forderungen  auch  in  der  deutschen  Öffentlichkeit  und  selbst  vom Bundespräsidenten 
Joachim Gauck erfahren haben, liefen aufgrund der Verknüpfung ins Leere17 – trotz der 
„verständnisvolleren Töne“,  die vor allem von der  Opposition in Berlin zu vernehmen 
waren.18

Einen „Höhepunkt“ der Berichterstattung über den griechischen Finanzminister, dessen 
unkonventionelles  Auftreten und dessen  zwangloser  Kleidungsstil  wochenlang in deut-
schen und anderen internationalen Medien ausführlich beschrieben wurden,  erlebte die 
internationale Öffentlichkeit im März 2015. Ausgangspunkt der Medienaffäre und Anlass 
für  tagelange  Irritationen,  die  auf  dem  Nachrichtenkurzdienst  Twitter  am  Ende  als 
„#Varoufake“ oder „Fingergate“ in die  Annalen des  Internet  eingehen sollten,  war die 
Günther  Jauch-Sendung am 15.  März 2015.  Dort  wurde ein Video eingespielt,  in dem 
Varoufakis als Redner auf einer öffentlichen Veranstaltung zu hören und zu sehen war, in 
der  er  die  Eurokrisenpolitik  scharf  kritisiert,  für  einen  Staatsbankrott  Griechenlands 
plädiert und eine obszöne Geste machte: „Stick the finger to Germany and say (…) you 
have to solve the problem by yourself.“19 Der griechische Finanzminister, der per Video-
schaltung in der Jauch-Sendung mit diesem Filmausschnitt konfrontiert wurde, stritt ab, 
dass  er  der  deutschen Regierung den „Stinkefinger“ gezeigt  habe  und behauptete,  das 
Video sei manipuliert worden. Die Redaktion der Jauch-Sendung bestand jedoch darauf, 
dass das Video echt sei, und auch die kroatische Medienfirma, die dieses Video anlässlich 
einer Konferenz im Jahre 2013 gedreht hatte, bestätigte die Echtheit des Materials. Somit 
standen sich zunächst  zwei unterschiedliche Aussagen gegenüber.  Drei  Tage später trat 
dann Jan  Böhmermann,  ein junger  Satiriker  vom ZDF-Magazin  Neo Royale  auf,  und 
behauptete, dass seine Redaktion das Varoufakis-Video manipuliert habe. Er schien dies 
auch beweisen zu können, indem er die Entstehung der „Fälschung“ dokumentierte und 

16 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Schuldenkrise. Bundesregierung  wirft Griechen Foulspiel vor, 3.3.2015.
17 International New York Times: Greece risks alienating Germany , 12.3.2015, S.14; Gerhard Spörl: Gebro-

chenes  Versprechen,  in:  Der  Spiegel,  12/2015;  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung:  Ganz  auf  Linie, 
20.3.2015; Constanze von Bullion: Bundespräsident im SZ-Interview. Gauck regt Wiedergutmachung für  
Griechenland an, in: Süddeutsche Zeitung, 2./3.5.2015.

18 Johannes Leithäuser/Majid Sattar: Auf einmal verständnisvollere Töne für Athen, in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung, 19.3.2015, S. 2.

19 Financial Times: Middle finger points to growing German obsession, 21./22.3.2015.
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zeigte, wie die Geste mit dem Finger in das Video hineinmontiert wurde. Damit bekam die 
allgemeine mediale Aufregung und Hysterie in Deutschland einen neuen Dreh, den die 
New York Times so beschrieb: „German media outlets, many already critical of Greece – 
including the  mass-circulation  daily newspaper  Bild  –  have  been  in  a  frenzy.“20 Eine 
erneute Wendung bekam die „Fingergate“-Geschichte, als bekannt wurde, dass die Story 
vom manipulierten Video, die Böhmermann aufgetischt hatte, selbst „gefaked“ war. Für 
einen halben Tag war die Verwirrung in der Öffentlichkeit komplett, ehe am Ende klar 
geworden ist, dass das Video mit der Geste Varoufakis echt war, jedoch in einem anderen 
zeitlichen Zusammenhang zu sehen ist, den die Redaktion der Jauch-Sendung nicht deut-
lich gemacht hatte. Aus dieser Geschichte lassen sich zwei analytische Erkenntnisse ablei-
ten: Zum einen ist damit deutlich geworden, dass Medienschaffende und insbesondere die 
Zuschauer bei bewegten Bildern offensichtlich das erkennen, was sie sehen und glauben 
wollen. Und zum anderen war dies ein Beispiel dafür, wie weit inzwischen das deutsch-
griechische Zerwürfnis und die Obsessionen auf beiden Seiten gingen. Das pädagogische 
Ziel, das Böhmermann nach eigener Darstellung verfolgte, war es zu zeigen, dass in der 
deutschen Öffentlichkeit, so die Worte der Süddeutschen Zeitung, „gegen Griechenland 
eine hysterische Kampagne“ laufe.21 Neu war, dass das Thema „Europapolitik“ die Hinter-
grundfolie abgeben konnte für einen flüchtigen Medien-Hype, der alle Ingredienzien von 
Skandalisierung und Personalisierung besaß und ein Lehrbuchbeispiel bot für die „gehetz-
te Politik“.22 Der Medienskandal war für manche Kommentatoren ein Anlass,  über  die 
Rolle Deutschlands als „Zuchtmeister Europas“ und die Außenwahrnehmung Deutschlands 
zu reflektieren.23 Die politischen Vertreter in Berlin ließen sich jedoch von der hysteri-
schen Mediendebatte  –  zumindest  nach außen hin –  nicht  beeinflussen und verfolgten 
stattdessen eine Politik der Deeskalation. Als der Sprecher von Finanzminister Schäuble 
auf das Varoufakis-Video angesprochen wurde, sagte er nur: „Wir vergeben keine Hal-
tungsnoten.“24

Ein zweiter Medienhype entwickelte sich im Rahmen des Europäischen Ratsgipfels im 
Juli 2015. Dort verständigten sich die Staats- und Regierungschefs nach zähen Verhand-
lungen  auf  ein  drittes  Hilfspaket  für  Griechenland.  Diesem  Gipfel  waren  schwierige 
Verhandlungen im Kreise der Eurofinanzminister vorausgegangen und unzählige Treffen 
auf Arbeitsebene. Auch hier waren es die neuen Kommunikationsmedien, insbesondere 
Twitter, die bei den Europäischen Ratstreffen mehr und mehr die Dynamik der Verhand-
lungen bestimmen: Ein Hashtag „#ThisIsACoup“ wurde am 12. Juli 2015 abgesetzt und 
von Hunderttausenden weltweit aufgegriffen und weiterverbreitet; er erreichte unter Mit-
hilfe von prominenten Ökonomen wie Jeffery Sachs und Paul Krugman rasch ein breites 
Publikum.25 Im Mittelpunkt der Aufregung und Vorwürfe, hier werde ein „Staatsstreich“ 
vorbereitet, stand wieder der deutsche Finanzminister. Schäuble hatte mit Datum des 10. 
Juli 2015 ein Papier mit dem Titel „Comments on the latest Greek proposals“ an die Me-
dien durchsickern lassen.  Das Reizwort  war der  Vorschlag für  einen „Grexit  auf  Zeit“ 

20 New York Times: Video, real or not, stokes German-Greek antipathy, 20.3.2015.
21 Süddeutsche Zeitung: Finger-Übung, 20.3.2015.
22 Bernhard Pörksen (Hrsg.): Die gehetzte Politik: die neue Macht der Medien und Märkte, Köln 2013.
23 Siehe dazu Anna Sauerbrey: The meaning of Fingergate, in: International New York Times, 30.3.2015;  

Frau Sauerbrey ist beim Berliner Tagesspiegel für die Meinungsseite verantwortlich und schreibt regelmä-
ßig Kommentare für die International New York Times.

24 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Durch die rosarote Brille?, 17.3.2015.
25 Süddeutsche Zeitung: Griechenland. Wer #ThisIsACop erfand, 14.7.2015.
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(„time-out from the Eurozone“). Der politische Deal, den Schäuble den Griechen anzubie-
ten schien, war folgender: Im Gegenzug zu einer Umschuldung sollte Griechenland ein 
temporärer Austritt aus der Eurozone offeriert werden. Die Motive des deutschen Finanz-
ministers waren zunächst nicht klar: Einerseits konnte der Vorschlag als eine (vielleicht 
nicht ganz so ernst gemeinte) Drohkulisse wahrgenommen werden, um der griechischen 
Seite die aus ihrer Sicht zu vermeidenden „Alternativen“ aufzuzeigen und dadurch die 
Kompromissfindung zu beschleunigen; andererseits konnte ein „Grexit auf Zeit“ auch die 
präferierte  Option  des  Bundesfinanzministers  sein.  Da  Schäuble  auch  nach  dem Juli-
Gipfel an diesem Vorschlag festhielt und ihn verteidigte, ist davon auszugehen, dass er – 
dabei auch etwaige Differenzen mit der Bundeskanzlerin in Kauf nehmend – ganz eigenen 
Vorstellungen  zur  Rettung  Griechenlands  hatte.  Dass  Schäuble  mit  dieser  Politik  bei 
Umfragen eine höhere Zustimmung als Merkel erreicht, wird er als demoskopische Bestä-
tigung seiner Position gesehen haben.26 Der Vorwurf des „Staatsstreichs“ kam nicht nur 
von Internetnutzern, sondern auch von Vertretern der Oppositionsparteien in Berlin, die 
Schäubles Vorschlag zum Teil scharf verurteilten. Der Europaabgeordnete Reinhold Büti-
kofer sprach von einer Rückkehr des „hässlichen Deutschen“.27 Die plötzliche Aufregung 
war jedoch schwer nachvollziehbar, da Schäuble schon länger diese Position vertreten und 
er aus seiner Haltung nie einen Hehl gemacht hatte;28 insofern war in seinem Non-paper-
Vorschlag nichts Neues zu finden, nur die Art und Weise, wie er in die Verhandlungen 
eingebracht wurde, war ein Beispiel für Schäubles „Gabe zur gezielten Provokation“29 und 
dafür, dass er in der Bundesregierung in der Griechenlandpolitik die treibende Kraft war. 
Da  der  „time-out“-Vorschlag  offensichtlich  innerhalb  der  Bundesregierung abgestimmt 
war, konzentrierte man sich in Brüssel auf die Frage, ob Paris und Berlin in der Griechen-
landfrage noch eine einheitliche Position hätten.30 Eine zusätzliche Erklärung für Schäub-
les Auftreten als Hardliner, die in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen wurde, liegt in 
dem willkommenen Nebeneffekt und dem Kalkül, dass eine harte Haltung gegenüber der 
Tsipras-Regierung nicht nur der Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU, 
und  damit  auch  der  Kanzlerin)  nutzt,  sondern  gleichzeitig  auch  der  Alternative  für 
Deutschland (AfD) schadet, weil diese nun nicht mehr argumentieren konnte, die Bundes-
regierung sei gegenüber Griechenland zu nachgiebig.31

Von der „Schlammschlacht“32 in der Alternative für Deutschland zu ihrer Spaltung

Die Zeiten für die eurokritische AfD hätten eigentlich nicht besser sein können. Die Grie-
chenland-Krise und die öffentliche Debatte um einen „Grexit“ in der ersten Jahreshälfte 
2015 interpretierte die AfD als Bestätigung ihrer europapolitischen Positionen und Forde-
rungen. Dies hätte eigentlich zu einer wachsenden Zustimmung in den Umfragen führen 
müssen. Der Trend verlief jedoch seit der Jahreswende 2014/15 in eine ganz andere Rich-
tung. Zwar erreichte die AfD nach ersten Überraschungserfolgen bei der Bundestagswahl 
2013 und bei der Europawahl im Mai 2014 sowie bei den Landtagswahlen in Sachsen, 

26 Johannes Wiedermann: Schäuble bei den Deutschen beliebt wie nie, in: Die Welt, 31.7.2015.
27 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Eulen nach Berlin tragen, 15.7.2015.
28 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Grexit im Bereich des Möglichen?, 17.3.2015.
29 Manfred  Schäfers:  Mit  der  Gabe  zur  gezielten  Provokation,  in:  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung, 

14.7.2015.
30 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Viel Lärm um ein Papier, 13.7.2015.
31 Süddeutsche Zeitung: Wenn zwei sich streiten, freuen sich beide, 21./22.2.2015.
32 Neue Zürcher Zeitung: Schlammschlacht in der AfD, 7.1.2015.
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Brandenburg und Thüringen im Herbst 2014 zum Teil sogar zweistellige Ergebnisse. Bei 
den Wahlen in Hamburg am 15. Februar 2015 und in Bremen am 10. Mai 2015 gelang der 
AfD der Einzug in die Bürgerschaft. Auffallend war, dass die AfD in den beiden Stadtstaa-
ten  insbesondere  bei  Protestwählern,  die  früher  für  die  „sonstigen  Parteien“  gestimmt 
haben, punkten konnte; in Hamburg etwa kam der größte Zuspruch mit ca. 9.000 Stimmen 
aus dieser Ecke.33 Der Hamburger Wahlerfolg fiel mit 6,1 Prozent und der in Bremen mit 
5,5 Prozent aber deutlich geringer aus als der Zuspruch bei den ostdeutschen Wählern im 
Jahr zuvor. Das kann zum einen auf die spezifische Wählerstruktur in den beiden nord-
deutschen Stadtstaaten, die die traditionelle Dominanz der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (SPD) begünstigt, zurückgeführt werden; zum anderen auf den sich zuspit-
zenden innerparteilichen Streit in der AfD, der dem Bild einer seriösen „Professorenpar-
tei“, die zudem mit der Pegida-Bewegung (Patriotische Europäer gegen die Islamisierung 
des Abendlandes) liebäugelt, Schaden zugefügt hatte und die AfD als nicht mehr so attrak-
tive „Alternative“ erscheinen ließ.

Der innerparteiliche Streit drehte sich um die Schaffung einer neuen, straff organisier-
ten Parteistruktur, mit der sich Bernd Lucke, einer der drei Sprecher und lange Zeit das  
Zugpferd der AfD, eine unangefochtene Stellung innerhalb der Parteihierarchie sichern 
wollte.  Seine  innerparteilichen  Gegner  warfen  ihm daher  „autoritäres“  Auftreten  vor. 
Luckes Ziel war es, durch eine Satzungsänderung künftig als alleiniger Parteivorsitzender 
die Richtung der Partei bestimmen zu können. Dies provozierte heftigen Widerstand der 
anderen beiden Sprecher der AfD, Frauke Petry und Alexander Gauland. Der Streit wurde 
sowohl hinter den Kulissen als auch vor allem auf offener Bühne ausgetragen und nahm 
mehr und mehr persönliche Züge an, in der inhaltliche Differenzen über die Ausrichtung 
der Partei oft nur vorgeschoben wurden.

Die AfD konnte sich, da sind sich die Analysen einig, zunächst auch deshalb als „neuer 
Akteur“ etablieren, weil sie „changiert zwischen marktliberalen, auf ökonomische Experti-
se rekurrierenden Positionen und einer nationalkonservativen Rhetorik, die zielsicher tief-
sitzende Stereotype und Ressentiments bedient“, so die Parteienforscher Christian Nestler 
und Jan Rohgalf.34 Parallel zur eskalierenden Debatte um die Verlängerung der finanziel-
len Unterstützung Griechenlands und den Diskussionen um einen „Grexit“ nahmen die 
Grabenkämpfe  zwischen  den  führenden  Vertretern  der  Partei  zu.  Der  Graben  verlief 
zwischen Lucke auf der einen Seite, der als Abgeordneter im Europäischen Parlament und 
Vertreter des wirtschaftsliberalen Flügels die AfD als „kleine Volkspartei“ zu positionieren 
und die schleichende Unterwanderung durch rechtspopulistische und -extreme Personen 
aufzuhalten suchte. Auf der anderen Seite standen Petry, Vorsitzende der Partei in Sachsen, 
und Gauland aus Brandenburg, die beide mit ihren Positionen in der Migrations-, Gleich-
stellungs- und Familienpolitik, in der Russlandpolitik und vor allem mit ihrer Sympathie 
für die zur Jahreswende 2014/15 auftretende Pegida-Bewegung punkten wollten. In Pegida 
sahen  Teile  der  AfD  natürliche  Verbündete.  Eine  Untersuchung  hat  gezeigt,  dass  die 
Pegida-Demonstranten „große inhaltliche Schnittmengen“ zur AfD aufweisen,  und sich 
diese Bewegung „zu einem außerparlamentarischen Arm der AfD entwickeln könnte“.35 
Von den Befragten nannten 89 Prozent die AfD als die Partei, die sie wählen würden, wenn 

33 Viola Neu: Bürgerschaftswahl in Bremen am 10. Mai 2015, Wahlanalyse, Berlin 2015; Viola Neu: Bürger-
schaftswahl in Hamburg am 15. Februar 2015, Konrad-Adenauer-Stiftung, Berlin 2015, S. 10.

34 Christian Nestler/Jan Rohgalf: Eine deutsche Angst – Erfolgreiche Parteien rechts von der Union. Zur AfD 
und den gegenwärtigen Gelegenheitsstrukturen des Parteienwettbewerbs, in: Zeitschrift für Politik 4/2014,  
S.389-413.
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am nächsten Tag Bundestagswahl wäre. Ob sich dieser sehr hohe Wert auf die Gesamtheit 
der Pegida-Anhänger übertragen lässt, ist angesichts der methodischen Anlage der Befra-
gung unsicher.  Eine  vom Nachrichtenmagazin  Stern  veröffentlichte  und von Forsa  im 
Dezember 2014 durchgeführte Umfrage hat jedoch gezeigt, dass umgekehrt knapp drei 
Viertel der befragten AfD-Anhänger mit der Pegida-Bewegung sympathisieren.36

Die Debatte um eine Strukturreform hatte die Partei einer Zerreißprobe ausgesetzt. Im 
März 2015 veröffentlichten zwei führende Vertreter der AfD, Björn Höcke (Thüringen) 
und André Poggenburg (Sachsen-Anhalt), eine „Erfurter Erklärung“, in der sie den Lucke-
Kurs  heftig  kritisierten und gleichzeitig klare Bezüge zu den Forderungen von Pegida 
herstellten. Gauland gehörte zu den Unterzeichnern dieser Erklärung.37 Eine Reaktion auf 
diese Erklärung war die Gründung eines Vereins unter dem Namen „Weckruf 2015“, mit 
dem Lucke Austritte von „gemäßigten“ Parteimitgliedern verhindern beziehungsweise den 
Kern einer neuen Partei bilden wollte. Petry und Gauland sahen im „Weckruf 2015“ wie-
derum einen Schritt zur Spaltung der Partei. Auf dem Essener Parteitag Anfang Juli 2015 
kam es dann schließlich zum politischen „Showdown“. Bei einer Kampfabstimmung am 4. 
Juli erhielt Petry 60 Prozent der Stimmen, Lucke dagegen kam auf nur 38,1 Prozent und 
musste sich geschlagen geben. Zwei Wochen später gründete Lucke eine neue Partei – die 
„Allianz für Fortschritt und Aufbruch“ (ALFA), der sich viele Mitglieder, die sich dem 
wirtschaftsliberalen Flügel zurechnen, anschlossen. Lucke versuchte die „alte“ AfD als die 
deutsche Variante des französischen „Front National“ zu diskreditieren. Ob sein Versuch, 
mit der ALFA an die – aus seiner Sicht – guten Zeiten der AfD anzuknüpfen, gelingen wird 
und ob das Bemühen, seine alte AfD als Partei zu beschreiben, die primär auf der Basis  
von ordnungspolitischen Überlegungen die Eurokrisenpolitik kritisierte, bleibt abzuwar-
ten. Die wissenschaftlichen Studien, die die Entstehungsgeschichte der AfD und die ersten 
Wahlerfolge untersucht haben, haben gezeigt, dass von Anfang an neben den ordoliberalen 
Themen auch nationalistische, zum Teil chauvinistische und rechtskonservative Positio-
nen, Personen und Parolen („Mut zu Deutschland“) die Wahlerfolge der AfD begründet 
haben.38

Der Europäische Gerichtshof reagiert auf den Vorlagebeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts zum OMT-Programm

Das Bundesverfassungsgericht hat in der deutschen Europapolitik – vom Maastricht-Urteil 
von  1993  über  die  Lissabon-Entscheidung von 2009  und weiteren  Entscheidungen zu 
Einzelmaßnahmen der Eurorettungspolitik – immer wieder „rote Linien“ gezogen, die das 
Karlsruher Gericht in die Position eines „Vetospielers“ gebracht haben. Mit dem Vorlage-

35 Priska Daphi/Piotr Kocyba/Michael Neuber/Jochen Roose/Dieter Rucht/Franziska Scholl/Moritz Sommer/ 
Wolfgang Stuppert/Sabrina Zajak: Protestforschung am Limit. Eine soziologische Annäherung an Pegida, 
Berlin, 28. Januar 2015, S. 21.

36 Daphi/Kocyba/Neuber/Roose/Rucht/Scholl/Sommer/Stuppert/Zajak:  Protestforschung  am  Limit,  2015,
S. 21.

37 Frankfurter  Allgemeine  Zeitung:  Richtungsstreit  in  der  AfD.  Lucke  wehrt  sich  gegen  Rechtsruck, 
21.3.2015.

38 Siehe dazu Alexander Häussler/Rainer Roeser/Horst Teubert/Paul Wellsow: Mut zur Wahrheit? Entste-
hungskontext,  Entwicklung  und  gesellschaftspolitische  Positionen  der  „Alternative  für  Deutschland“. 
Hintergrundinformationen und Analyse, Studie im Auftrag des Deutschen Gewerkschaftsbund DGB, er-
stellt  von  Forschungsschwerpunkt  Rechtsextremismus/Neonazismus  der  FH Düsseldorf,  Berlin,  März 
2014 und Simon Tobias Franzmann: Die Wahlprogrammatik der AfD in vergleichender Perspektive, in:  
Mitteilungen des Instituts für Internationales Parteienrecht und Parteienforschung, Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf 2014, S. 114-124.
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beschluss zum sogenannten „Outright Monetary Transactions (OMT)-Programm“ der Eu-
ropäischen  Zentralbank (EZB)  hat  das  Bundesverfassungsgericht  im Januar  2014  zum 
ersten Mal dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) eine Entscheidung vorge-
legt. Das Bundesverfassungsgericht war zu der Überzeugung gelangt, dass die EZB im 
Rahmen des angekündigten OMT-Programms, womit eine Senkung der Zinssätze durch 
den Aufkauf von Staatsanleihen einzelner Mitgliedstaaten beabsichtigt war, ihr währungs-
politische Mandat überschreite, also „ultra vires“ handle. Da es hier jedoch um eine euro-
parechtliche  Frage  ging,  die  zu klären war,  reichte  das  Bundesverfassungsgericht  eine 
entsprechende Vorlage in Luxemburg ein. Am 16. Juni 2015 entschied der EuGH jedoch, 
dass die EZB, anders als die Kläger um den Bundestagsabgeordneten Peter Gauweiler 
(CSU) behaupteten, ihr im EU-Vertrag niedergelegtes Mandat nicht  verletze und keine 
monetäre Haushaltsfinanzierung betreibe, die nach Art. 123 AEUV verboten wäre. Damit 
weist der EuGH die vom Bundesverfassungsgericht vorgenommene Interpretation des EU-
Vertrags zurück. Ob das Karlsruher Gericht sich dieser Position anschließt, bleibt abzu-
warten; in jedem Falle wird, wie Hannes Rathke in einem Kurz-Gutachten für den Deut-
schen Bundestag formuliert, die Entscheidung aus Karlsruhe „von grundsätzlicher Bedeu-
tung für das Verhältnis der beiden Gerichte sein“.39
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